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Sicherheit, Kommunales und Soziales 
 

Nr. 10 - 1362 

Wahl zum 20. Deutschen Bundestag; 
Ernennung der Kreiswahlleiter 

und ihrer Stellvertreter 

Bekanntmachung der 
Regierung von Oberfranken 

 
Vom 4. August 2020 

 
Aufgrund von § 9 Abs. 1 Bundeswahlgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. Juli 1993 
(BGBl. I S. 1288, ber. S. 1594), zuletzt geändert durch  

Gesetz vom 25. Juni 2020 (BGBl. I S. 1409), i.V.m. § 2 
der Verordnung über die Bildung der Wahlorgane für 
die Wahl zum Deutschen Bundestag vom 4. März 
1980 (BayRS 111-3-I), geändert durch Verordnung 
vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98), werden für die 
Wahl zum 20. Deutschen Bundestag zu Kreiswahllei-
tern und deren Stellvertretern ernannt: 
 

Wahlkreis Kreiswahlleiter Stellvertreter Anschrift a) Telefon 
b) Telefax 
c) E-Mail 

 

   - Angaben des Stellvertreters wie bei Kreiswahlleiter 
(in Klammern soweit abweichend) - 

236 
Bamberg 

Oberbürger-
meister 
Andreas Starke 

Berufsmäßi-
ger Stadtrat 
Christian Hin-
terstein 

Stadt Bamberg 
Maximiliansplatz 3 
96047 Bamberg 

a) 0951/871000 (0951/871004) 
b) 0951/871975  
c) oberbuergermeister (christian.hinterstein 

@stadt.bamberg.de @stadt.bamberg.de) 

237 
Bayreuth 

Oberbürger-
meister 
Thomas Ebers-
berger 

Verwaltungs-
amtsrat  
Armin  
Ambros 

Stadt Bayreuth 
Luitpoldplatz 13 
95444 Bayreuth 

a) 0921/251200 (0921/251212) 
b) 0921/251226 (0921/251426) 
c) oberbuergermeister (armin.ambros@ 

@stadt.bayreuth.de stadt.bayreuth.de) 

238 
Coburg 

Dritter Bürger-
meister 
Thomas Nowak 

Verwaltungs-
oberinspek-
tor 
Sascha  
Pommer 

Stadt Coburg 
Oberer Bürglaß 1 
(Rosengasse 1) 
96450 Coburg 

a) 09561/891030 (09561/891362) 
b) 09561/891039 (09561/891369) 
c) Thomas.Nowak (Sascha.Pommer 

@coburg.de @coburg.de) 

239 
Hof 

Oberbürger-
meisterin 
Eva Döhla 

Verwaltungs-
rat 
Udo Jahreiß 

Stadt Hof 
Klosterstr. 1 
(Karolinenstr. 40) 
95028 Hof 

a) 09281/8151000 (09281/8151490) 
b) 09281/815871000 (09281/815871490) 
c) oberbuergermeisterin (udo.jahreiss@ 

@stadt-hof.de stadt-hof.de) 

240 
Kulmbach 

Landrat 
Klaus Peter 
Söllner 

Regierungs-
direktorin 
Kathrin Lim-
mer 

Landratsamt Kulmbach 
Konrad-Adenauer-Str. 5 
95326 Kulmbach 

a) 09221/707140 (09221/707310) 
b) 09221/707240 (09221/70795310) 
c) wahlen@landkreis- 

kulmbach.de 
 

Bayreuth, 4. August 2020 
Regierung von Oberfranken 

Heidrun   P i w e r n e t z 
Regierungspräsidentin 
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Nr. 12 - 1512 - 15 - 76 

Haushaltssatzung und Haushaltsplan 
des Zweckverbandes 

"Deutsches Dampflokomotiv 
Museum Neuenmarkt" 

für das Haushaltsjahr 2020 

Bekanntmachung 
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
Deutsches Dampflokomotiv Museum Neuenmarkt 
hat in der Sitzung vom 27. April 2020 die Haushalts-
satzung und den Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2020 beschlossen. 

Mit Schreiben der Regierung von Oberfranken vom 
16. Juni 2020, Nr. 12 - 1512 - 15 - 76 - 2, wurde fest-
gestellt, dass die Haushaltssatzung keine genehmi-
gungspflichtigen Bestandteile enthält. 

Die Haushaltssatzung wird nachstehend gemäß 
Art. 65 Abs. 3 Satz 2 GO i.V.m. Art. 24 Abs. 1 Satz 2 
KommZG amtlich bekannt gemacht. 

Die Haushaltssatzung und der Wirtschaftsplan liegen 
vom Tage nach der Veröffentlichung dieser Bekannt-
machung im Oberfränkischen Amtsblatt bis zur 
nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haus-
haltssatzung während der allgemeinen Bürozeiten in 
der Geschäftsstelle des Zweckverbandes Deutsches 
Dampflokomotiv Museum Neuenmarkt, im Landrats-
amt Kulmbach, Konrad-Adenauer-Str. 5, 95326 Kulm-
bach, Zi.-Nr. 131, während der allgemeinen Öffnungs-
zeiten zur Einsichtnahme aus. 
 

Bayreuth, 11. August 2020 
Regierung von Oberfranken 

K r u g 
Abteilungsdirektor 

 
 
 

Haushaltssatzung des 
Zweckverbandes Deutsches 

Dampflokomotiv Museum Neuenmarkt, 
Landkreis Kulmbach, 

für das Haushaltsjahr 2020 
 
Auf Grund der §§ 15 ff. der Verbandssatzung und 
Art. 40 und 41 Abs. 1 KommZG in Verbindung mit 
Art. 63 Abs. 2 der Gemeindeordnung erlässt der 
Zweckverband folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2020 wird hiermit festgesetzt; er 
schließt  
im Verwaltungshaushalt 
 in den Einnahmen 
 und Ausgaben mit  1.013.600,00 € 

und im Vermögenshaushalt 
 in den Einnahmen 
 und Ausgaben mit 2.529.800,00 € 
ab. 
 

§ 2 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 
 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaus-
halt werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 

(1) Betriebskostenumlage: 

Der durch Gebühren und sonstige Einnahmen nicht 
gedeckte Bedarf zur Finanzierung von Ausgaben im 
Verwaltungshaushalt (Umlagesoll) wird auf 
622.200,00 € festgesetzt und auf die Verbandsmit-
glieder umgelegt. 

Umlegungsschlüssel ist 

Bezirk Oberfranken 45 % = 279.990,00 € 

Landkreis Kulmbach 45 % = 279.990,00 € 

Gemeinde Neuenmarkt 10 % = 62.220,00 € 

(2) Investitionsumlage: 

Der durch Beiträge und sonstige Einnahmen nicht ge-
deckte Bedarf zur Finanzierung von Ausgaben im Ver-
mögenshaushalt (Umlagesoll) wird auf 100.000,00 € 
festgesetzt und auf die Verbandsmitglieder umge-
legt. 

Umlegungsschlüssel ist 

Bezirk Oberfranken 45 % = 45.000,00 € 

Landkreis Kulmbach 45 % = 45.000,00 € 

Gemeinde Neuenmarkt 10 % = 10.000,00 € 
 
 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird 
auf 1.250.000,00 € festgesetzt. 
 
 

§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2020 
in Kraft. 
 
 
 

Neuenmarkt, 2. Juli 2020 
Zweckverband Deutsches 

Dampflokomotiv Museum Neuenmarkt 
Henry   S c h r a m m 
Bezirkstagspräsident 
Verbandsvorsitzender 
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Wirtschaft, Landesentwicklung und Verkehr 
 

Nr. 22 - 3322 - 6/18 

Durchführung eines 
Planfeststellungsverfahrens nach 
§§ 43 ff. Energiewirtschaftsgesetz 

(EnWG) und dem Gesetz über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG); 
Ostbayernring – Ersatzneubau 380/ 

110-kV-Höchstspannungsleitung 
Redwitz a.d.Rodach-Schwandorf 

einschließlich Rückbau 
der Bestandsleitung; 

Abschnitt Umspannwerk 
Mechlenreuth-Regierungsbezirks-

grenze Oberfranken/Oberpfalz 
(Ltg.Nr. B160); 

Bekanntmachung Online-Konsultation 

Bekanntmachung 
 
Die Regierung von Oberfranken führt im Rahmen des 
Anhörungsverfahrens für das o.a. Vorhaben der Ten-
neT TSO GmbH, Bernecker Straße 70, 95448 Bay-
reuth, anstelle eines Erörterungstermins eine Online-
Konsultation gemäß § 5 Abs. 2 und 4 Planungssi-
cherstellungsgesetz (PlanSiG) durch. 

Die Durchführung der Online-Konsultation vom 
14. September 2020 bis zum 9. Oktober 2020 wird 
hiermit gemäß § 5 Abs. 3 Satz 2 PlanSiG i.V.m. 
Art. 73 Abs. 6 Satz 2 Bayerisches Verwaltungsverfah-
rensgesetz und § 2 Abs. 1 PlanSiG bekannt gemacht. 

1. Die Behörden, die Vorhabenträgerin und diejeni-
gen, die Einwendungen erhoben oder Stellung-
nahmen abgegeben haben, werden von der On-
line-Konsultation individuell benachrichtigt. 

2. Für die Online-Konsultation werden den zur Teil-
nahme Berechtigten zusätzlich zu den individuell 
zur Verfügung gestellten Informationen weitere, 
sonst im Erörterungstermin zu behandelnde Infor-
mationen zugänglich gemacht. Diese werden über 
die Internetseite www.reg-ofr.de/obrok vom 
14. September 2020 bis 9. Oktober 2020 digital 
abrufbar sein. Ihnen wird Gelegenheit gegeben, 
sich bis einschließlich 9. Oktober 2020 schriftlich 
oder elektronisch dazu zu äußern (§ 5 Abs. 4 
Sätze 1 und 2 PlanSiG). 

3. Zur Teilnahme berechtigt sind neben den in Nr. 1 
genannten Stellen auch sonstige Betroffene, de-
ren Belange durch das Vorhaben berührt werden. 
Diese können bei der Regierung von Oberfranken,  

Sachgebiet 22 (Postadresse: Ludwigstraße 20, 
95444 Bayreuth; Fax-Nr. 0921/604-1400; E-Mail-
Adresse: energiewirtschaft@reg-ofr.bayern.de) 
rechtzeitig vor Ende der Äußerungsfrist (9. Okto-
ber 2020) schriftlich oder per E-Mail den Zugang 
zur Online-Konsultation beantragen. 

4. Die Regelungen über die Online-Konsultation las-
sen den bereits eingetreten Ausschluss von Ein-
wendungen unberührt (§ 5 Abs. 4 Satz 4 PlanSiG).  

5. Teilnahmeberechtigte können sich durch einen 
Bevollmächtigten vertreten lassen. Die Bevoll-
mächtigung ist durch schriftliche Vollmacht nach-
zuweisen und zu den Akten der Regierung von 
Oberfranken zu geben, soweit diese im Verfahren 
noch nicht vorgelegt wurde. 

6. Kosten, die durch die Teilnahme an der Online-
Konsultation oder durch Vertreterbestellung ent-
stehen, können nicht erstattet werden. 

7. Der Inhalt dieser Bekanntmachung, die Planunter-
lagen sowie weitere Informationen können auf der 
Internetseite der Regierung von Oberfranken un-
ter (www.reg-ofr.de/obrbn) sowie auf den Inter-
netseiten der u.g. Kommunen unter 
https://www.muenchberg.de/ 
https://www.weissdorf.de/ 
https://www.sparneck.de/ 
https://www.schwarzenbach-saale.de/ 
https://www.kirchenlamitz.de/ 
https://www.marktleuthen.de/ 
http://www.95186-hoechstaedt.de/ 
https://www.wunsiedel.de/ 
https://thiersheim.de/ 
https://www.arzberg.de/index.php 
https://www.marktredwitz.de/ 
eingesehen werden. Auf die Veröffentlichung die-
ser Bekanntmachung durch Aushang in den amtli-
chen Bekanntmachungskästen der Stadt Münch-
berg und der Stadt Schwarzenbach a.d. Saale so-
wie im Amtsblatt des Landkreises Wunsiedel für 
die Stadt Kirchenlamitz, die Stadt Marktleuthen, 
die Stadt Arzberg, den Markt Thiersheim und die 
Gemeinde Höchstädt i. Fichtelgebirge sowie in 
den Amtsblättern der Stadt Wunsiedel, der Stadt 
Marktredwitz, des Marktes Sparneck und der Ge-
meinde Weißdorf wird hingewiesen. 

8. Eine Eingangsbestätigung zu den Äußerungen er-
folgt nicht. 

9. Aufgrund der EU-Datenschutz Grundverordnung 
(DSGVO) weisen wir darauf hin, dass im Rahmen 
der Online-Konsultation im o.g. Planfeststellungs-
verfahren die erhobenen Äußerungen und darin 
mitgeteilten personenbezogenen Daten aus- 

http://www.reg-ofr.de/obrok
mailto:energiewirtschaft@reg-ofr.bayern.de
https://www.muenchberg.de/
https://www.weissdorf.de/
https://www.sparneck.de/
https://www.schwarzenbach-saale.de/
https://www.kirchenlamitz.de/
https://www.marktleuthen.de/
http://www.95186-hoechstaedt.de/
https://www.wunsiedel.de/
https://thiersheim.de/
https://www.arzberg.de/index.php
https://www.marktredwitz.de/
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schließlich für das Planfeststellungsverfahren von 
uns erhoben, gespeichert und verarbeitet werden. 
Die persönlichen Daten werden benötigt, um den 
Umfang der Betroffenheit beurteilen zu können. 
Die Planfeststellungsbehörde kann die Daten an 
die Vorhabenträgerin und ihre mitarbeitenden Bü-
ros zur Auswertung der Stellungnahmen weiter-
reichen. Insoweit handelt es sich um eine erfor-
derliche und somit rechtmäßige Verarbeitung auf- 

grund einer rechtlichen Verpflichtung gem. Art. 6 
Absatz 1 Satz 1 lit. c DSGVO. Die Vorhabenträge-
rin und ihre Beauftragten sind zur Einhaltung der 
DSGVO verpflichtet. 

 
Bayreuth, 12. August 2020 
Regierung von Oberfranken 

Dr.   B o e r n e r 
Abteilungsdirektorin 

 

Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 
 

Nr. ROF - SG55.1 - 8128.4 - 2 - 1 - 3 

Durchführung des KommZG; 
Satzung zur Änderung der 

Verbandssatzung des Zweckverbandes 
Bauschuttdeponie Kirchleus 

Bekanntmachung 
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
Bauschuttdeponie Kirchleus hat in ihrer Sitzung am 
17. Juli 2020 nachstehende Satzung zur Änderung 
der Verbandssatzung beschlossen. 

Gemäß Art. 24 Abs. 1 KommZG wird diese Satzung 
hiermit amtlich bekannt gemacht. 
 

Bayreuth, 12. August 2020 
Regierung von Oberfranken 

Dr.   L ö b l 
Abteilungsdirektor 

 
 
 

Der Zweckverband Bauschuttdeponie Kirchleus er-
lässt aufgrund Art. 44 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit -KommZG- 
(BayRS 2020-6-1-I), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) folgende 
 

Satzung zur Änderung der 
Verbandssatzung des Zweckverbandes 

Bauschuttdeponie Kirchleus 
 

§ 1 

Die Verbandssatzung des Zweckverbandes Bau-
schuttdeponie Kirchleus in der Fassung der Bekannt-
machung vom 4. Dezember 1996 (RABl. Oberfranken 
Nr. 13/1996), zuletzt geändert mit Satzung vom 
19. September 2012 (OFrABl. Nr. 10/2012), wird wie 
folgt geändert: 

§ 7 Abs. 3 Satz 2 Ziffer 1 erhält folgende Fassung: 

den Abschluss von Rechtsgeschäften aller Art, ein- 

schließlich dem Erwerb von Rechten an Grundstü-
cken Dritter, die für den Zweckverband -im Einzelfall 
oder insgesamt- Verpflichtungen in Höhe von mehr 
als 60.000,00 € mit sich bringen, 

§ 8 Abs. 3 Ziffer 1 erhält folgende Fassung: 

die Begründung von Verbindlichkeiten, Leistungen 
und den Erwerb von Rechten an Grundstücken Drit-
ter, die -im Einzelfall oder insgesamt- einen Betrag 
von 60.000,00 € nicht überschreiten und im Haus-
haltsplan des Zweckverbandes veranschlagt sind, 

§ 8 Abs. 3 Ziffer 2 erhält folgende Fassung: 

den Erwerb, die Belastung und die Veräußerung von 
Grundstücken im Einzelfall bis zu einem Wert von 
60.000,00 €, 

§ 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

Die Verbandsversammlung wird durch den Verbands-
vorsitzenden schriftlich oder mit ihrem Einverständnis 
elektronisch einberufen. Die Einladung muss Ta-
gungszeit, Tagungsort und die Beratungsgegen-
stände angeben und den Verbandsräten spätestens 
am 7. Tag vor der Sitzung zugehen. In dringenden Fäl-
len kann der Verbandsvorsitzende die Frist auf 
24 Stunden abkürzen. Im Falle einer elektronischen 
Ladung wird die Tagesordnung als nicht veränderba-
res Dokument durch E-Mail oder, soweit Rücksichten 
auf das Wohl der Allgemeinheit oder berechtigte An-
sprüche Einzelner es erfordern, durch De-Mail oder in 
verschlüsselter Form versandt. Das Einverständnis 
für die elektronische Ladung ist schriftlich gegenüber 
dem Verbandsvorsitzenden zu erklären; es ist jeder-
zeit widerrufbar. 

§ 18 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

Der Rechnungsprüfungsausschuss wird aus der 
Mitte der Verbandsversammlung gebildet. Er besteht 
aus drei Mitgliedern. Die Verbandsversammlung be-
stimmt ein Mitglied zum Vorsitzenden. § 10 Satz 2 
findet keine Anwendung. Für jedes Mitglied ist für 
den Fall der Verhinderung ein Stellvertreter zu bestel-
len. 
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§ 2 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntma-
chung im Oberfränkischen Amtsblatt der Regierung 
von Oberfranken in Kraft. 
 

Kulmbach, 17. Juli 2020 
Zweckverband Bauschuttdeponie Kirchleus 

S ö l l n e r 
Verbandsvorsitzender 

 
 
 
 
 
 
Nr. 55.2 - 2533.02 (1) 

Durchführung des KommZG; 
2. Satzung zur Änderung der 

Verbandssatzung des Zweckverbandes 
Tierkörperbeseitigung Nordbayern 

vom 27. November 2013 

Bekanntmachung 
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
Tierkörperbeseitigung Nordbayern, Sitz Bamberg, hat 
in ihrer Sitzung am 21. Juli 2020 die 2. Satzung zur 
Änderung der Verbandssatzung beschlossen. 

Diese wird nachstehend gem. Art. 24 Abs. 1 Satz 2 
KommZG amtlich bekannt gemacht. 
 

Bayreuth, 28. Juli 2020 
Regierung von Oberfranken 

Dr.   L ö b l 
Abteilungsdirektor 

 
 

 
2. Satzung zur Änderung der 

Verbandssatzung des Zweckverbandes 
Tierkörperbeseitigung Nordbayern 

 
Vom 21. Juli 2020 

 
Aufgrund des Art. 22 Abs. 2 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit -KommZG- (BayRS 
2020-6-1-I) und des Gesetzes zur Ausführung des Tie-
rische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes  
-BayAGTierNebG- (BayRS 7831-4-U) erlässt der 
Zweckverband Tierkörperbeseitigung Nordbayern fol-
gende Änderungssatzung: 

§ 1 

Die Verbandssatzung des Zweckverbandes Tierkör-
perbeseitigung Nordbayern vom 27. November 2013 
(OFrABl. Nr. 2/2014) wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 20 wird der § 20 a neu eingefügt: 

§ 20 a 
Sonderumlage für die Entsorgung von 
tierseuchenverdächtigen Wildtieren 

Die Kosten der Beseitigung von verendet aufge-
fundenen, tierseuchenverdächtigen Wildtieren 
werden anhand einer Sonderumlage finanziert. 
Die Umlage wird mit einem Schlüssel auf Basis 
der Schwarzwildstrecken (Abschusszahlen) gem. 
dem Wildtierportal des Bayerischen Staatsminis-
teriums für Ernährung, Landwirtschaft und Fors-
ten auf die Verbandsmitglieder verteilt. 

2. § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

Die Verbandsversammlung tritt auf Einladung des 
Verbandsvorsitzenden zusammen. Die Verbands-
räte werden schriftlich oder mit ihrem Einver-
ständnis elektronisch zu den Sitzungen eingela-
den. Im Falle einer elektronischen Einladung wird 
diese inklusive der Tagesordnung als nicht verän-
derbares Dokument durch E-Mail versendet. Wei-
tergehende Unterlagen zu den Sitzungen werden 
den Verbandsräten im internen Online-Archiv 
(passwortgeschützt) zur Verfügung gestellt. Das 
Einverständnis für die elektronische Ladung ist 
schriftlich gegenüber dem Verbandsvorsitzenden 
zu erklären; es ist jederzeit widerrufbar. Im Falle 
der elektronischen Übermittlung geht die Ladung 
zu, wenn sie im elektronischen Briefkasten des 
Empfängers oder bei seinem Provider abrufbar 
eingegangen und üblicherweise mit der Kenntnis-
nahme zu rechnen ist. Die Einladung muss Tages-
zeit und Tagungsort sowie die Beratungsgegen-
stände angeben und den Verbandsräten spätes-
tens zwei Wochen vor der Sitzung zugehen. In 
dringenden Fällen kann der Verbandsvorsitzende 
die Frist bis auf 48 Stunden abkürzen. 

 
§ 2 

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 1. Januar 2020 
in Kraft. 
 

Bamberg, 21. Juli 2020 
Zweckverband Tierkörperbeseitigung 

Nordbayern 
Johann   K a l b 

Verbandsvorsitzender 
Landrat 
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Bezirksangelegenheiten 
 

BV 941 - 3/04 - 2/10 

Beteiligungsbericht des Bezirks 
Oberfranken für das Jahr 2018 

Bekanntmachung 
 
Der Bezirkstag von Oberfranken nahm in seiner öf-
fentlichen Sitzung am 22. Juli 2020 Kenntnis vom Be-
teiligungsbericht des Bezirks Oberfranken für das 
Jahr 2018 (Art. 80 Abs. 3 Satz 4 BezO). 

Der Beteiligungsbericht 2018 liegt während der allge-
meinen Öffnungszeiten im Verwaltungsgebäude des 
Bezirks Oberfranken, Cottenbacher Straße 23, 
95445 Bayreuth, Zimmer Nr. VW 213, öffentlich zur 
Einsichtnahme auf (Art. 80 Abs. 3 Satz 5 BezO). 
 

Bayreuth, 4. August 2020 
Bezirk Oberfranken 

Henry   S c h r a m m  ,  MdL a.D. 
Bezirkstagspräsident 

 
 
 
 
 

BV 22 - 8/04 

Satzung über die Errichtung 
einer Berufsfachschule für Pflege 
am Bezirkskrankenhaus Bayreuth 

Vom 22. Juli 2020 
 
Aufgrund des Art. 7 Abs. 3 Nr. 18 der Unternehmens-
satzung vom 11. Dezember 2019 in Verbindung mit 
Art. 27 Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen Gesetzes über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 
(GVBI. S 414, 632, BayRS 2230-1-1-K), das zuletzt 
durch § 5 Abs. 16 des Gesetzes vom 23. Dezember 
2019 (GVBI. S. 737) geändert worden ist, erlässt das 
Kommunalunternehmen "Gesundheitseinrichtungen 
des Bezirks Oberfranken" folgende Satzung: 
 

§ 1 
Träger, Bezeichnung 

(1) Das Kommunalunternehmen Gesundheitseinrich-
tungen des Bezirks Oberfranken errichtet und be-
treibt zur Ausbildung von staatlich geprüften Pflege-
fachfrauen/Pflegefachmännern eine Berufsfach-
schule für Pflege am Bezirkskrankenhaus Bayreuth 
als kommunale Schule. 

(2) Die Schule führt die Bezeichnung "Berufsfach-
schule für Pflege des Kommunalunternehmens 'Ge-
sundheitseinrichtungen des Bezirks Oberfranken' am 
Bezirkskrankenhaus Bayreuth". 

§ 2 
Aufnahme, Unterricht und Prüfung 

Aufnahme, Unterricht und Prüfung richten sich nach 
dem Gesetz über die Pflegeberufe (Pflegeberufege-
setz - PflBG) und der Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung für die Pflegeberufe (PflAPrV) sowie der 
Schulordnung für die Berufsfachschulen für Pflege, 
Krankenpflegehilfe, Altenpflegehilfe, Hebammen und 
Notfallsanitäter (Berufsfachschulordnung Pflegebe-
rufe - BFSO Pflege) in den jeweils geltenden Fassun-
gen. 
 

§ 3 
Schulgeld 

Träger der Schule ist das Kommunalunternehmen 
"Gesundheitseinrichtungen des Bezirks Oberfranken". 
Für den Besuch der Schule wird kein Entgelt erhoben. 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 1. September 2020 in Kraft. 
 

Bayreuth, 22. Juli 2020 
Kommunalunternehmen 

"Gesundheitseinrichtungen des 
Bezirks Oberfranken" 

Katja   B i t t n e r 
Vorstand 

 
 
 
 
BV 22-10/04 

Satzung über die Errichtung einer Be-
rufsfachschule für Pflege am Bezirkskli-

nikum Obermain in Ebensfeld 

Vom 22. Juli 2020 
 
Aufgrund des Art. 7 Abs. 3 Nr. 18 der Unternehmens-
satzung vom 11. Dezember 2019 in Verbindung mit 
Art. 27 Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen Gesetzes über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 
(GVBI. S 414, 632, BayRS 2230-1-1-K), das zuletzt 
durch § 5 Abs. 16 des Gesetzes vom 23. Dezember 
2019 (GVBI. S. 737) geändert worden ist, erlässt das 
Kommunalunternehmen Gesundheitseinrichtungen 
des Bezirks Oberfranken folgende Satzung: 
 

§ 1 
Träger, Bezeichnung 

(1) Das Kommunalunternehmen "Gesundheitseinrich-
tungen des Bezirks Oberfranken" errichtet und be-
treibt zur Ausbildung von staatlich geprüften Pflege- 
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fachfrauen/Pflegefachmännern eine Berufsfach-
schule für Pflege am Bezirksklinikum Obermain in 
Ebensfeld als kommunale Schule. 

(2) Die Schule führt die Bezeichnung "Berufsfach-
schule für Pflege des Kommunalunternehmens 'Ge-
sundheitseinrichtungen des Bezirks Oberfranken' am 
Bezirksklinikum Obermain in Ebensfeld". 
 

§ 2 
Aufnahme, Unterricht und Prüfung 

Aufnahme, Unterricht und Prüfung richten sich nach 
dem Gesetz über die Pflegeberufe (Pflegeberufege-
setz - PflBG) und der Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung für die Pflegeberufe (PflAPrV) sowie der 
Schulordnung für die Berufsfachschulen für Pflege, 
Krankenpflegehilfe, Altenpflegehilfe, Hebammen und 
Notfallsanitäter (Berufsfachschulordnung Pflegebe-
rufe - BFSO Pflege) in den jeweils geltenden Fassun-
gen. 
 

§ 3 
Schulgeld 

Träger der Schule ist das Kommunalunternehmen 
"Gesundheitseinrichtungen des Bezirks Oberfranken". 
Für den Besuch der Schule wird kein Entgelt erhoben. 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 1. September 2020 in Kraft. 
 

Bayreuth, 22. Juli 2020 
Kommunalunternehmen 

"Gesundheitseinrichtungen des 
Bezirks Oberfranken" 

Katja   B i t t n e r 
Vorstand 

 
 
 
 
KKH 0113 - 9/18 - 23 

Jahresabschluss und Lagebericht 2019 
des Kommunalunternehmens 

"Gesundheitseinrichtungen des 
Bezirks Oberfranken" 

Bekanntmachung 
 
Der Verwaltungsrat des Kommunalunternehmens hat 
gemäß § 7 Abs. 3 Nr. 10 der Unternehmenssatzung 
i.V.m. § 27 Absatz 1 der KUV (Verordnung über Kom-
munalunternehmen) in seiner Sitzung am 17. Juli 
2019 beschlossen: 

a) Der Jahresfehlbetrag des Jahresabschlusses 
2019 des Kommunalunternehmens Gesundheits-
einrichtungen des Bezirks Oberfranken in Höhe 
von - 1.853.965,60 € wird festgestellt. 

b) Der Jahresfehlbetrag des Jahresabschlusses 
2019 des Kommunalunternehmens Gesundheits-
einrichtungen des Bezirks Oberfranken in Höhe  

von - 1.853.965,60 € wird auf neue Rechnung vor-
getragen und mit dem Gewinnvortrag verrechnet. 

c) Der Vorstand wird für das Geschäftsjahr 2019 ent-
lastet. 

 
Kommunalunternehmen Gesundheitseinrichtungen 
des Bezirks Oberfranken (GeBO) AdöR Bayreuth 
 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers 

 
Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss des Kommunalunter-
nehmens Gesundheitseinrichtungen des Bezirks 
Oberfranken (GeBO) AdöR, Bayreuth, -bestehend aus 
der Bilanz zum 31. Dezember 2019 und der Gewinn- 
und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar bis zum 31. Dezember 2019 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden- geprüft. Darüber hinaus ha-
ben wir den Lagebericht des Kommunalunterneh-
mens Gesundheitseinrichtungen des Bezirks Ober-
franken (GeBO) AdöR, Bayreuth, für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 ge-
prüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 
wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapi-
talgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften und den Vorschriften der Kranken-
haus-Buchführungsverordnung (KHBV) und ver-
mittelt unter Beachtung der deutschen Grund- 
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage des Kommunalunter-
nehmens zum 31. Dezember 2019 sowie dessen 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2019 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage des Kommunal-
unternehmens. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jah-
resabschluss, entspricht den deutschen gesetzli-
chen Vorschriften und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat.  
 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt "Ver-
antwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts" unseres  
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Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. 
Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Über-
einstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 
Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-
nachweise ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.  
 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter des Kommunalunterneh-
mens Gesundheitseinrichtungen des Bezirks Ober-
franken (GeBO) AdöR sind verantwortlich für die Auf-
stellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtli-
chen Vorschriften und den Vorschriften der KHBV in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Kommu-
nalunternehmens vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrol-
len, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-
wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von we-
sentlichen -beabsichtigten oder unbeabsichtigten- fal-
schen Darstellungen ist. Bei der Aufstellung des Jah-
resabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 
verantwortlich, die Fähigkeit des Kommunalunterneh-
mens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwor-
tung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-
gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verant-
wortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der ins-
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Kom-
munalunternehmens vermittelt sowie in allen we-
sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkeh-
rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als not-
wendig erachtet haben, um die Aufstellung eines La-
geberichts in Übereinstimmung mit den anzuwen-
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu er-
möglichen, und um ausreichende geeignete Nach-
weise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu 
können.  

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 

und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dar-
über zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 
frei von wesentlichen -beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten- falschen Darstellungen ist und ob der La-
gebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Kommunalunternehmens vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu ertei-
len, der unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet.  

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-
heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resul-
tieren und werden als wesentlich angesehen, wenn 
vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten be-
einflussen.  

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Er-
messen aus und bewahren eine kritische Grundhal-
tung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken we-
sentlicher -beabsichtigter oder unbeabsichtigter- 
falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im 
Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlun-
gen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie er-
langen Prüfungsnachweise, die ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentli-
che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkei-
ten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwir-
ken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkei-
ten, irreführende Darstellungen bzw. das Außer-
kraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prü-
fung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lage-
berichts relevanten Vorkehrungen und Maßnah-
men, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter 
den gegebenen Umständen angemessen sind, je-
doch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme des Kommunalun-
ternehmens abzugeben. 
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• beurteilen wir die Angemessenheit der von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der 
von den gesetzlichen Vertretern dargestellten ge-
schätzten Werte und damit zusammenhängenden 
Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemes-
senheit des von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Kommu-
nalunternehmens zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsi-
cherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam 
zu machen oder, falls diese Angaben unangemes-
sen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modi-
fizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 
auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Be-
stätigungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten 
können jedoch dazu führen, dass das Kommunal-
unternehmen seine Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau 
und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließ-
lich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss 
die zugrundeliegenden Geschäftsvorfälle und Er-
eignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss un-
ter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage des Kommunalun-
ternehmens vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage des Kommunalunternehmens. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsori-
entierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Ba-
sis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die den zu-
kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen 
Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen An-
nahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ab-
leitung der zukunftsorientierten Angaben aus die-
sen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil 
zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu 
den zugrundeliegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidba-
res Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich 
von den zukunftsorientierten Angaben abwei-
chen. Wir erörtern mit den für die Überwachung 
Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie  

bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, 
die wir während unserer Prüfung feststellen. 

 
Würzburg, 6. Juli 2020 

Solidaris Revisions-GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 
Zweigniederlassung Würzburg 

Barbara   S e n d l i n g e r 
Wirtschaftsprüferin 

Markus   B r ü g g e m a n n 
Wirtschaftsprüfer 

 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen ab 
Montag, dem 31. August, bis einschließlich Mitt-
woch, dem 8. September 2020 (außer 5./6. Septem-
ber), im Verwaltungsgebäude F 6 des Bezirkskran-
kenhauses Bayreuth, Nordring 2, 1. Obergeschoss, 
Zimmer 137 (Sekretariat des Vorstandes), während 
der üblichen Dienststunden öffentlich aus. 
 

Bayreuth, 28. Juli 2020 
Kommunalunternehmen 

"Gesundheitseinrichtungen des 
Bezirks Oberfranken" 

Katja   B i t t n e r 
Vorstand 

 
 
 
 
GL/5430 - 7/04 - 5/19 

Satzung zur Änderung 
der Unternehmenssatzung für 
das Kommunalunternehmen 
"Gesundheitseinrichtungen 
des Bezirks Oberfranken" 
vom 11. Dezember 2019 

Vom 22. Juli 2020 
 
Aufgrund von Art. 17, Art. 75 Abs. 3 der Bezirksord-
nung für den Freistaat Bayern (BezO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. 
S. 850 BayRS 2020-4-2-I), die zuletzt durch § 5 Abs. 4 
des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) 
und durch § 3 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 
(GVBl. S. 747) geändert worden ist, erlässt der Bezirk 
Oberfranken folgende Satzung zur Änderung der Un-
ternehmenssatzung für das Kommunalunternehmen 
"Gesundheitseinrichtungen des Bezirks Oberfranken" 
vom 11. Dezember 2019: 
 

§ 1 
Neufassung des § 2 der Unternehmenssatzung 

(1) § 2 der Satzung erhält folgende Fassung: 

"1Aufgabe des Kommunalunternehmens ist die Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Krankenhausleistungen  
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im Rahmen der Aufgabenstellung nach dem Kranken-
hausplan des Freistaats Bayern, die Pflege, Betreu-
ung, Versorgung und Unterkunft und von psychisch 
behinderten oder kranken Menschen im Sinn des 
11. Buches des Sozialgesetzbuchs (SGB XI), die die 
Voraussetzungen für die Pflegegrade 1 bis 5 im Sinne 
des SGB XI oder für die Hilfe in sonstigen Lebensla-
gen nach § 73 SGB XII erfüllen. 2Das Kommunalunter-
nehmen kann zudem ambulante Leistungen sowie 
Leistungen der Rehabilitation und Prävention erbrin-
gen. 3Dem Kommunalunternehmen werden darüber 
hinaus die Aufgaben des Vollzugs strafgerichtlicher 
Entscheidungen nach Art. 45 ff. Bayerisches Maßre-
gelvollzugsgesetz unter Beachtung aller staatlicher 
Vorgaben sowie die Aufgaben im Vollzug des Unter-
bringungsgesetzes und des Bayerischen Psychisch-
Kranken-Hilfe-Gesetzes (BayPsychKHG) übertragen. 
4Zudem ist es Aufgabe des Kommunalunternehmens 
eine Tuberkulose-Absonderungseinrichtung für un-
einsichtige Tuberkulosekranke gem. § 30 Abs. 1, 
Abs. 2, Abs. 7 Infektionsschutzgesetz (IfSG) zu errich- 

ten und zu betreiben, sofern das Kommunalunterneh-
men hierzu durch öffentlich-rechtlichen Vertrag zwi-
schen dem Freistaat Bayern und der GeBO beauftragt 
wird und solange diese vertragliche Grundlage be-
steht. 5Im Rahmen seiner Aufgabenstellung nach 
Satz 3 und 4 wird das Kommunalunternehmen hoheit-
lich tätig, im Übrigen werden die Rechtsverhältnisse 
mit den Benutzern privatrechtlich ausgestaltet." 

(2) Die übrigen Regelungen der Unternehmenssat-
zung vom 11. Dezember 2019 bleiben unberührt. 
 

§ 2  
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft. 
 

Bayreuth, 22. Juli 2020 
Bezirk Oberfranken 

Henry   S c h r a m m  ,  MdL a.D. 
Bezirkstagspräsident 

 

Informationen für den Regierungsbezirk 
 

Aktuelles aus der Regierung 

Grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

 
Pressemitteilung vom 31. Juli 2020 

Bezirk Karlsbad, Landesdirektion Sachsen und Be-
zirksregierung Oberfranken setzen erfolgreiche Zu-
sammenarbeit fort; erneut Beschleunigung bei der 
Elektrifizierung der Franken-Sachsen-Magistrale ge-
fordert 

Am 29. Juli 2020 trafen sich auf Einladung des Be-
zirks Karlsbad dessen Hejtman Petr Kubis, die Präsi-
dentin der Landesdirektion Sachsen Regina Kraus-
haar und Oberfrankens Regierungspräsidentin 
Heidrun Piwernetz zu einem Gedankenaustausch 
über aktuelle Themen von gemeinsamem Interesse. 

Die Vertreter der Regionen vereinbarten eine engere 
gegenseitige Information bei notwendigen Maßnah-
men zur Bekämpfung der Corona-Pandemie. Sie be-
tonten zudem, dass gemeinsame Anstrengungen nö-
tig seien, die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie, 
insbesondere die Tourismus-Flaute in Kurorten und 
Bädern zu beheben. Die Zusammenarbeit im grenz-
übergreifenden Regionalmarketing soll künftig ver-
tieft werden. Im Mittelpunkt der Gespräche stand 
auch die Verbesserung der grenzüberschreitenden 
Verkehrswege. "25 Jahre nach Unterzeichnung ent-
sprechender Staatsverträge muss eine Elektrifizie-
rung der Franken-Sachsen-Magistrale von Nürnberg 
nach Hof mit Anbindung von Marktredwitz/Cheb  
(Eger) nun rasch erfolgen", so Piwernetz. "Die tsche-
chische Seite hat ihre Verpflichtungen erfüllt. Auch  

auf bayerischer Seite ist deshalb die Elektrifizierung 
zügig voranzutreiben." 

Thema waren auch die geplanten Bayerisch-Tsche-
chischen Freundschaftswochen im Jahr 2023 in Selb, 
Asch und der umgebenden Region. "Die Tschechi-
sche Republik wird ein vertrauenswürdiger Partner 
sein", so Hejtman Kubis, und sagte seine Unterstüt-
zung zu. 
 

Bauen 

 
Pressemitteilung vom 24. Juli 2020 

Straßenbauförderung: Die Regierung von Oberfran-
ken bewilligt staatliche Zuwendungen für den Ausbau 
der Kreisstraße BA 50 in der Ortsdurchfahrt von 
Elsendorf 

Der Landkreis Bamberg und die Stadt Schlüsselfeld 
führen in einer Gemeinschaftsmaßnahme dringende 
Arbeiten zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
durch und bauen die Kreisstraße BA 50 mit den an-
grenzenden Gehwegen in der Ortsdurchfahrt von 
Elsendorf auf einer Länge von insgesamt 436 m aus. 
Dafür hat die Regierung von Oberfranken dem Land-
kreis und der Stadt nun 730.000 € bewilligt. 

Die veranschlagten Gesamtkosten betragen rund 
1,71 Mio. €, von denen rund 1,32 Mio. € zuwen-
dungsfähig sind. Der bewilligte Zuwendungsbetrag in 
Höhe von 730.000 € bedeutet einen Fördersatz von 
55 %. Die Mittel stammen aus dem bayerischen 
Staatshaushalt und werden vom Bayerischen Land-
tag zur Verfügung gestellt.  
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Der bisherige Ausbauzustand der Kreisstraße ent-
spricht nicht den Anforderungen an die heutigen bzw. 
künftigen Verkehrsverhältnisse. Der Streckenab-
schnitt zeigt aufgrund des unzureichenden Fahrbahn-
aufbaues und der ungenügenden Straßenentwässe-
rung zahlreiche Verdrückungen und Setzungen.  

Nachdem in den Jahren 2014 und 2015 die Ortsmitte 
bereits im Rahmen der örtlichen Dorferneuerung um-
gestaltet wurde, bildet die aktuelle Ausbaumaß-
nahme den lang ersehnten Schlussstein. Nun wird 
der Streckenzug der Ortsdurchfahrt von Elsendorf 
ordnungsgemäß mit anspruchsgerechter Breite und 
notwendiger Stärke verkehrssicher ausgebaut und 
barrierefrei ausgestattet. 

Die Bauarbeiten sollen noch im Jahr 2020 abge-
schlossen sein. 
 
Pressemitteilung vom 4. August 2020 

Straßenbauförderung: Die Regierung von Oberfran-
ken bewilligt staatliche Zuwendungen für den Ausbau 
der Gemeindeverbindungsstraße Bruck - Bug 

Die Regierung von Oberfranken fördert die Verbesse-
rung der Verkehrsinfrastruktur. Dazu hat sie der Ge-
meinde Berg für den Ausbau der Gemeindeverbin-
dungsstraße zwischen Bruck und Bug nun einen Be-
trag in Höhe von 665.000 € bewilligt. 

Die Gemeinde Berg führt dringende Arbeiten zur Ver-
besserung der Verkehrsverhältnisse durch und baut 
die Gemeindestraße auf einer Länge von rund 630 m 
mit einer Fahrbahnbreite von 5,00 m aus. Der bishe-
rige Ausbauzustand der Gemeindestraße mit Fahr-
bahnbreiten zwischen 4,50 m bis 4,80 m entspricht 
nicht den Anforderungen an die heutigen bzw. künfti-
gen Verkehrsverhältnisse. Der Streckenabschnitt 
weist aufgrund des unzureichenden Fahrbahnauf-
baues und der ungenügenden Straßenentwässerung 
zahlreiche Netz- und Querrisse sowie Verdrückungen 
und Setzungen auf. 

Die veranschlagten Gesamtkosten betragen rund 
900.000 €, von denen rund 740.000 € zuwendungsfä-
hig sind. Der bewilligte Zuwendungsbetrag in Höhe 
von 665.000 € bedeutet einen Förderhöchstsatz von 
90 % aus dem Finanzausgleichsgesetz (Art. 13 c 
BayFAG). Die Mittel stammen aus dem bayerischen 
Staatshaushalt und werden vom Bayerischen Land-
tag zur Verfügung gestellt. 

Die Bauarbeiten haben bereits im Frühjahr 2020 be-
gonnen und sollen bis zum Herbst 2020 abgeschlos-
sen sein. 
 
Pressemitteilung vom 4. August 2020 

Straßenbauförderung: Die Regierung von Oberfran-
ken bewilligt staatliche Zuwendungen für den Ausbau 
der Kreisstraße zwischen Ober- und Unterzaunsbach 

Der Landkreis Forchheim führt dringende Arbeiten zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse durch und 
baut die Kreisstraße FO 6 zwischen Ober- und Unter-
zaunsbach auf einer Länge von insgesamt 808 m aus. 
Dafür hat die Regierung von Oberfranken dem Land-
kreis nun eine Förderung in Höhe von 820.000 € be-
willigt. 

Die veranschlagten Gesamtkosten betragen rund 
1,57 Mio. €, von denen rund 1,37 Mio. € zuwen-
dungsfähig sind. Der bewilligte Zuwendungsbetrag in 
Höhe von 820.000 € bedeutet einen Fördersatz von 
60 %. Die Mittel stammen aus dem bayerischen 
Staatshaushalt und werden vom Bayerischen Land-
tag zur Verfügung gestellt.  

Der bisherige Ausbauzustand der Kreisstraße ent-
spricht nicht den Anforderungen an die heutigen bzw. 
künftigen Verkehrsverhältnisse. Der Streckenab-
schnitt besitzt eine zu geringe Fahrbahnbreite und 
zeigt aufgrund des unzureichenden Fahrbahnauf-
baues und der ungenügenden Straßenentwässerung 
zahlreiche Netz- und Querrisse sowie Verdrückungen 
und Setzungen. 

Mit der geplanten Maßnahme wird der Streckenzug 
zwischen Ortsende Oberzaunsbach und Ortsbeginn 
Unterzaunsbach ordnungsgemäß mit anspruchsge-
rechter Breite und notwendiger Stärke verkehrssicher 
ausgebaut. 

Die Bauarbeiten haben Anfang Juli begonnen und sol-
len noch im Jahr 2020 abgeschlossen werden. 
 
Pressemitteilung vom 12. August 2020 

Straßenbauförderung: Die Regierung von Oberfran-
ken bewilligt staatliche Zuwendungen für einen Kreu-
zungsumbau in Bayreuth 

Die Regierung von Oberfranken fördert die Verbesse-
rung der Verkehrsinfrastruktur. Dazu hat sie der Stadt 
Bayreuth eine Förderung in Höhe von 220.000 € für 
den Bau eines Kreisverkehrsplatzes an der Kreuzung 
Königsallee-Ochsenhut-Eremitenhofstraße bewilligt. 
Aufgrund der verkehrlichen und baulichen Defizite, 
insbesondere in Bezug auf die Anbindung der Eremi-
tenhofstraße, die Führung des Fußgängerverkehrs 
sowie im Hinblick auf die zukünftigen Verkehrsmen-
gen in und aus Richtung Seulbitz, baut die Stadt Bay-
reuth den veralteten Knotenpunktbereich zu einem 
Kreisverkehrsplatz um. 

Dafür bewilligte die Regierung von Oberfranken nun 
eine Förderung in Höhe von 220.000 €. Die veran-
schlagten Gesamtkosten betragen rund 750.000 €, 
von denen rund 360.000 € zuwendungsfähig sind. 
Der bewilligte Zuwendungsbetrag in Höhe von 
220.000 € bedeutet einen Fördersatz von 61,1 %. Die 
Mittel stammen aus dem bayerischen Staatshaushalt 
und werden vom Bayerischen Landtag zur Verfügung 
gestellt. 

Der neue Kreisverkehr befindet sich bereits im Bau 
und soll nach Fertigstellung dem Verkehr ab Dezem-
ber 2020 zur Verfügung stehen. 
 
Pressemitteilung vom 12. August 2020 

Straßenbauförderung: Regierung von Oberfranken 
bewilligt staatliche Zuwendungen für den Ausbau der 
Goethestraße und Bahnhofstraße in Rehau 

Die Regierung von Oberfranken fördert die Verbesse-
rung der Verkehrsinfrastruktur. Dazu hat sie für den 
Ausbau der Goethestraße und Bahnhofstraße in 
Rehau nun eine Zuwendung in Höhe von 370.000 € 
bewilligt. 
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Die Stadt Rehau führt dringende Arbeiten zur Verbes-
serung der Verkehrsverhältnisse durch und baut die 
Goethestraße und die Bahnhofstraße auf einer Länge 
von rund 220 m mit einer Fahrbahnbreite von 6,80 m 
bzw. 7,20 m mit beidseitigen Gehwegen aus. Der bis-
herige Ausbauzustand der Gemeindestraßen ent-
spricht nicht den Anforderungen an die heutigen bzw. 
künftigen Verkehrsverhältnisse. Die Streckenab-
schnitte weisen aufgrund des unzureichenden Fahr-
bahnaufbaues und der ungenügenden Straßenent-
wässerung zahlreiche Netz- und Querrisse sowie Ver-
drückungen und Setzungen auf. Zukünftig werden au-
ßerdem die verschiedenen Ansprüche neu geordnet. 
So erhalten notwendige Fußgängerquerungen eine 
barrierefreie Ausstattung mit taktilen Leitelementen. 
Insgesamt wird die Verkehrssicherheit im vorhande-
nen Verkehrsraum für alle Nutzer verbessert. 

Die veranschlagten Gesamtkosten betragen rund 
1,32 Mio. €, von denen rund 600.000 € zuwendungs-
fähig sind. Der bewilligte Zuwendungsbetrag in Höhe 
von 370.000 € bedeutet einen Fördersatz von ca. 
61,7 %. Die Mittel stammen aus dem bayerischen 
Staatshaushalt und werden vom Bayerischen Land-
tag zur Verfügung gestellt. 

Die Bauarbeiten haben bereits im Juni 2020 begon-
nen und sollen im Sommer 2021 abgeschlossen sein. 
 

Umwelt 

 
Pressemitteilung vom 11. August 2020 

Naturschutzgebiet "Höllental": Zustimmung des Baye-
rischen Staatsministeriums für Umwelt und Verbrau-
cherschutz zu "Frankenwaldbrücken" 

Das Bayerische Staatsministerium für Umwelt und 
Verbraucherschutz hat seine Zustimmung zu den 
"Frankenwaldbrücken" erteilt. 

Im Mai 2020 hatte sich der Naturschutzbeirat bei der 
Regierung von Oberfranken aus verschiedenen Grün-
den mehrheitlich gegen den geplanten Bau einer Hän-
gebrücke im Naturschutzgebiet "Höllental", die Be- 

standteil des Vorhabens "Frankenwaldbrücken" ist, 
ausgesprochen und den Bau somit abgelehnt. Die Re-
gierung von Oberfranken steht dem Vorhaben positiv 
gegenüber und beabsichtigt daher, eine Befreiung 
von den Verboten der Naturschutzgebietsverordnung 
für das Vorhaben in Aussicht zu stellen. Wegen des 
ablehnenden Beschlusses des Naturschutzbeirates 
ist hierfür die Zustimmung des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums für Umwelt und Verbraucherschutz erfor-
derlich, die nun erteilt wurde.  

Nach Einschätzung der Regierung von Oberfranken 
erscheint das vom Projektträger vorgelegte Maßnah-
menkonzept aus naturschutzfachlicher Sicht geeig-
net, einen nachhaltigen Schutz der Tier- und Pflanzen-
welt im Naturschutzgebiet zu gewährleisten. Wenn 
es wie geplant umgesetzt wird, sind direkte Artenver-
luste im Höllental weder bei Pflanzen noch bei Tierar-
ten zu erwarten. Auch im Hinblick auf die mit dem 
Projekt unvermeidbar verbundene optische Verände-
rung betrachtet die Regierung von Oberfranken die 
Frankenwaldbrücken als vernünftige und verhältnis-
mäßige Lösung zwischen dem öffentlichen Interesse 
an einem die Region insgesamt stärkenden Leucht-
turmprojekt einerseits und dem Naturschutz anderer-
seits.  

Hintergrund 

Im derzeit laufenden Bauleitplanverfahren ist bereits 
eine Vorentscheidung darüber zu treffen, ob von der 
Regierung von Oberfranken eine Befreiung von den 
Verboten der Naturschutzgebietsverordnung für das 
Vorhaben erteilt werden kann. Durch die geplanten 
Baumaßnahmen sind Beeinträchtigungen der Schutz-
ziele im Naturschutzgebiet zu erwarten. Abzuwägen 
sind somit die Ziele des Naturschutzes im Natur-
schutz-/FFH-Gebiet mit dem öffentlichen Interesse an 
dem Bauprojekt. Hierbei ist die Erheblichkeit der Aus-
wirkungen auf das Schutzgebiet zu beurteilen, bzw. 
ob die getroffenen Vermeidungs- und Ausgleichs-
maßnahmen geeignet sind, nachhaltige Verschlech-
terungen zu verhindern. 
 

Buchanzeigen 
 

Böttcher/Ehmann: Pass-, Ausweis- und Melderecht 
in Bayern, 64. Auflage, Hüthig Jehle Rehm GmbH, 
München 
 
 
 
 
Rustler: Technische Baubestimmungen, 93. Auf-
lage, Hüthig Jehle Rehm GmbH, München 

Stoll/Bouska: Straßenverkehrsrecht, 134. Auflage, 
Hüthig Jehle Rehm GmbH, München 
 
 
 
 
 
Molodovsky u.a.: Enteignungsrecht in Bayern, 
54. Auflage, Hüthig Jehle Rehm GmbH, München 
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Thimet u.a.: Kommunalabgaben- und Ortsrecht in 
Bayern, 96. Auflage, Hüthig Jehle Rehm GmbH, 
München 
 
 
 
 
Wuttig/Thimet: Gemeindliches Satzungsrecht und 
Unternehmensrecht, 79. Auflage, Hüthig Jehle 
Rehm GmbH, München 
 
 
 
 
 
Adolph: SGB II, SGB XII, Asylbewerberleistungs-
gesetz, 114. Auflage, Hüthig Jehle Rehm GmbH, 
München 
 
 
 
 
 
Haferkorn/Michl-Wolfrum: Bayerisches Haushalts-
recht, 120. Auflage, Hüthig Jehle Rehm GmbH, Mün-
chen 
 
 
 
 
Dirnaichner/Gößl: Förderschulen in Bayern, 145. Er-
gänzungslieferung, 194,90 €, Wolters Kluwer 
Deutschland GmbH, Kronach 
 
 
 
 
 
Kommunalrecht in Bayern, 141. Ergänzungsliefe-
rung, 138,60 €, Onlineausgabe: 46,20 €, Wolters Klu-
wer Deutschland GmbH, Kronach 
 
 
 
 
Umweltrecht in Bayern, 189. Ergänzungslieferung, 
150,48 €, Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Kro-
nach 
 
 

Rothbrust/Peterlik: Dienstrecht in Bayern II, 171. Er-
gänzungslieferung, Wolters Kluwer Deutschland 
GmbH, Kronach 
 
 
 
 
Kraus: Eigenüberwachung im Abwasserrecht, 
68. Ergänzungslieferung, 99,45 €, Onlineausgabe: 
33,15 €, Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Kro-
nach 
 
 
 
 
Rothbrust/Peterlik: Dienstrecht in Bayern II, 172. Er-
gänzungslieferung, 97,02 €, Onlineausgabe: 32,34 €, 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Kronach 
 
 
 
 
 
Kathke: Dienstrecht in Bayern I, 247. Ergänzungslie-
ferung, 97,08 €, Onlineausgabe: 32,36 €, Wolters Klu-
wer Deutschland GmbH, Kronach 
 
 
 
 
Schwenk: Finanzrecht der Kommunen II, 110. Er-
gänzungslieferung, 132,42 €, Onlineausgabe: 
44,14 €, Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Kro-
nach 
 
 
 
 
Satzungen zur Abwasserbeseitigung, 73. Ergän-
zungslieferung, 133,95 €, Onlineausgabe: 44,65 €, 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Kronach 
 
 
 
 
Satzungen zur Wasserversorgung, 65. Ergän-
zungslieferung, 138,22 €, Onlineausgabe: 46,08 €, 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Kronach 
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Nachruf 
Der Bezirk Oberfranken trauert um 

 

Herrn Raimund Schramm 
Träger der Ehrenmedaille des Bezirks Oberfranken in Silber 

 

der am 4. August 2020 verstorben ist. Sein Engagement für Oberfranken bleibt unverges-
sen. Stets hat er das Wohl der Bürger in den Mittelpunkt seines ehrenamtlichen Wirkens 
gestellt. Durch sein verantwortungsbewusstes Handeln, sein Engagement und seinen un-
ermüdlichen Einsatz zum Wohle der Region erwarb er sich allseits großes Vertrauen und 
hohe Wertschätzung. 
 
Der Bezirk Oberfranken blickt in dankbarer Erinnerung auf sein langjähriges erfolgreiches 
Wirken zurück und wird sein Andenken stets in Ehren halten. 
 

Bayreuth, 10. August 2020 
Bezirk Oberfranken 

Henry  S c h r a m m ,  MdL a.D. 
Bezirkstagspräsident 
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